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(Nr. 14532.) Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Regelung der Erbenzins⸗ und 
Erbpachtverhältniſſe in den Fehn⸗Kolonien der Provinz Hannover vom 24. Januar 
1934 (Geſetzſamml. S. 49). Vom 7. Oktober 1940. 

Auf Grund des Artikels 6 des Geſetzes zur Regelung der Erbenzins- und Erbpachtverhält⸗ 
niſſe in den Fehn-Kolonien der Provinz Hannover vom 24. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 49) 
wird mit Zuſtimmung des Reichsminiſters der Juſtiz und des Wirtſchaftsminiſters verordnet: 

§ 6 Abſ. 3 der Verordnung vom 14. September 1935 zur Durchführung des Geſetzes 
zur Regelung der Erbenzins- und Erbpachtverhältniſſe in den Fehn-Kolonien der Provinz 
Hannover vom 24. Januar 1934 (Geſetzſamml. 1935, S. 117) wird durch folgende Vor⸗ 
ſchriften erſetzt: 

(3) Die Vollziehung der Enteignung richtet ſich bis zum Inkrafttreten eines 
Reichsenteignungsgeſetzes nach den geltenden preußiſchen Enteignungsvorſchriften mit 
der Maßgabe, daß an Stelle der nach § 30 des Geſetzes über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) zuläſſigen Beſchreitung 
des Rechtswegs die Anrufung einer beim Amtsgericht in Aurich gebildeten Schlichtungs 
ſtelle tritt. Die Anrufung iſt innerhalb ſechs Wochen zuläſſig. Die Entſcheidung der 
Schlichtungsſtelle iſt endgültig; fie wird wie ein Urteil im Sinne der Reichs⸗Zivil⸗ 
prozeßordnung vollſtreckt. 

(4) Die Schlichtungsſtelle iſt mit einem Richter als Vorſitzenden und zwei nicht— 
richterlichen Beiſitzern beſetzt; jeder von ihnen hat einen Stellvertreter. Vorſitzender 
iſt der Vorſitzende (Stellvertreter) der beim Amtsgericht in Aurich gebildeten 
Einigungsſtelle ($ 4 a des Geſetzes vom 2. Juli 1876 in der Faſſung des Geſetzes vom 
24. Januar 1934 — Geſetzſamml. S. 49 —). Die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden 
von dem Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft im Benehmen mit dem Reichs- 
miniſter der Juſtiz und dem Wirtſchaftsminiſter aus dem Kreiſe der höheren Ber- 
waltungsbeamten der Landeskulturabteilung des Oberpräſidenten in Hannover ernannt. 

(5) Soweit ein anhängiger Rechtsſtreit hierdurch ſeine Erledigung findet, gelten 
die Koſten als gegeneinander aufgehoben; die Schlichtungsſtelle kann bei ihrer Ent⸗ 
ſcheidung auf die in dem anhängigen Rechtsſtreit aufgewendeten Koſten aus Billig⸗ 
keitsgründen Rückſicht nehmen. 

(6) Die Schlichtungsſtelle erhebt Auslagen nach den ſinngemäß anzuwendenden 
Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes; ſie entſcheidet nach billigem Ermeſſen darüber, 
wer die Auslagen zu tragen hat. 


Berlin, den 7. Oktober 1940. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 


Im Auftrage: 


Reinthaller. 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Auguſt 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Allenſtein zur Erweiterung des 
Schulhofs der Bismarckſchule an der Wilhelmſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Stüd36 S. 58, ausgegeben am 7. September 1940; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Auguſt 1940 5 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus) für 
öffentliche Zwecke 

durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Stückg7 S. 143, ausgegeben am 14. September 1940; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. September 1940 
über die Anwendbarkeit des der NS.⸗Volkswohlfahrt, e. V. in Berlin, durch Erlaß vom 
22. November 1939 für die Anlage eines Kindergartens nebſt Nebenanlagen in Brehme 
verliehenen Enteignungsrechts auf eine weitere Parzelle in der Gemarkung Brehme 
durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Stück 39 S. 80, ausgegeben am 28. September 1940; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. September 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Schwenningdorf zur Anlage 
eines Feuerlöſchteiches 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Stück39 S. 115, ausgegeben am 28. September 1940; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. September 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) für die Anlage eines Radfahrwegs an der Reichsſtraße 61 in der Gemarkung 
Wieſcherhöfen > 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Stüd39S. 109, ausgegeben am 28. September 1940; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. September 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Verbands⸗Waſſerwerk Aldenhoven, 
G. m. b. H. in Aldenhoven, für die Erweiterung der Waſſergewinnungsanlagen in der 
Gemarkung Aldenhoven 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Stück 40 S. 119, ausgegeben am 21. September 1940; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. September 1940 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den „Lebensborn“, eingetragener Verein 
in München, zur Errichtung eines Pumpenhauſes mit Waſſerbehälter für die Waſſer⸗ 
verſorgung des Mütter⸗ und Kinderheims Taunus in Wiesbaden 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Stück 39 S. 142, ausgegeben am 28. September 1940. 
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